
Beschluss Solidarität mit der queerfeministischen Besetzung in der Wuhlheide!

Gremium: Landesdelegiertenkonferenz
Beschlussdatum: 03.06.2023
Tagesordnungspunkt: Dringlichkeitsanträge

Antragstext

Die Wuhlheide ist einer der größten Wälder in Berlin und für Klimaschutz und Naherholung 
extrem wichtig. Noch in diesem Jahr soll das Planfeststellungsverfahren für die 
Tangentialverbindung Ost (TVO) – eine über 6 Kilometer lange vierspurige 
Hochleistungsstraße, die Treptow-Köpenick im Süden mit Marzahn-Hellersdorf an der B1/B5 
verbinden soll - starten. Sie soll eigentlich Bewohner*innen in Karlshorst, Biesdorf und 
Kaulsdorf vom Verkehrslärm entlasten. Doch klar ist auch: Mehr Autostraßen führen in der 
Regel zu mehr Autoverkehr - umso mehr, wenn gleichzeitig der ÖPNV-Ausbau gestrichen wird. 
Der aktuelle Plan sieht vor, dass für die bereits in der DDR geplante Straße knapp 15 Hektar 
Wald vernichtet werden. Ein Teil davon sind schützenswerte Eichenwälder südlich des S-
Bahnhofs Wuhlheide. Zudem würde die Straße durch ein Wasserschutzgebiet und den 
Biesenhorster Sand führen, ein Naturschutzgebiet in dem gefährdete und geschützte Tier- und 
Pflanzenarten leben.

Vom 13. bis 17. Mai 2023 besetzten Klimaaktivist*innen einen Teil des betreffenden 
Waldstücks in der Wuhlheide, um gegen die geplante Hochleistungsstraße und für eine sozial 
gerechte Mobilitätswende zu protestieren. Sie forderten beispielsweise einen gut 
ausgebauten, flächendeckenden öffentlichen Nahverkehr, mehr Rad- und Fußwege und einen 
sofortigen Bau- und Planungsstopp großer Straßenprojekte, wie der Verlängerung der A100. Wir 
Bündnisgrüne teilen die Auffassung der Aktivist*innen, dass die Mobilitätswende feministisch 
sein muss. Wir nehmen den Verzicht auf die NVT durch die neue Koalition zum Anlass, erneut 
und bis zur nächsten LDK die Debatte innerhalb unserer Partei und mit den Menschen vor Ort 
zu führen, um den Mobilitätsproblemen im Osten unserer Stadt wirklich wirksam zu begegnen 
und Klarheit für die Menschen vor Ort zu schaffen.

Wir sehen Handlungsbedarf zur Entlastung der Treskowallee, der Köpenicker Straße und der 
Chemnitzer Straße, um den Bedürfnissen der Anwohner*innen auf Verkehrsberuhigung und 
Reduzierung des Verkehrslärms gerecht zu werden. Wir werden uns weiter für diese 
verständlichen und berechtigten Anliegen der Anwohner*innen einsetzen. Ein Verkehrskonzept 
muss dabei auf der Stadt der kurzen Wege aufbauen und für alle erreichbare 
Versorgungsangebote und soziale Infrastruktur schaffen, damit Menschen ihr Auto stehen 
lassen und ihre Ziele zu Fuß, mit dem Rad oder den Nahverkehr erreichen können. Gleichzeitig 
teilen wir die Kritik, dass für Autostraßen in Zeiten der Klimakrise ein so massiver 
Waldverlust nicht vertretbar ist. In der letzten Legislaturperiode haben wir Bündnisgrüne 
daher für eine Nahverkehrstangente (Schienen-TVO) sowie einen Radschnellweg gekämpft und 
einen Rufbus im betroffenen Gebiet eingeführt, um klimafreundliche Mobilität attraktiver zu 
machen. Dies entspricht einer sozial gerechten, feministischen Mobilitätspolitik, die 
Verkehrsmittel im Umweltverbund stärkt und Mobilitätsbedürfnisse von Menschen mit 
Careverantwortung berücksichtigt. Dass die Rückschrittskoalition aus CDU und SPD lediglich 
eine Autostraße bauen will, zeigt erneut, dass sie großen Herausforderungen wie der 
Klimakrise weiterhin nicht gewachsen ist. Denn nicht eine Hochleistungsstraße für Autos darf 
im Mittelpunkt stehen, sondern die Schienenverbindung muss zentrales Element zukünftiger 
Verkehrsbaumaßnahmen sein. Wir sehen durch aktuelle Proteste sowie das immer stärkere 
Voranschreiten der Klimakrise den Anlass, erneut die Debatte über die beste Lösung für 
Mobilitätsprobleme im Berliner Osten zu führen. Auch angesichts der erwartbaren 
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Kostensteigerungen auf über 500 Mio. Euro ist es nur verantwortlich zu prüfen, welche 
Möglichkeiten es gibt, Mobilitätsziele effizienter zu erreichen und Wald zu erhalten. Zum 
Vergleich: Für die 6,4 Kilometer lange TVO wären das über 78 Millionen Euro pro Kilometer. 
Von diesem Geld könnten auch über 33 Kilometer Straßenbahn oder viele hunderte Kilometer 
sichere Geh- und Radwege gebaut werden.

Dass der Berliner Senat die Besetzung unter Innensenatorin Iris Spranger ohne 
Gesprächsangebot und mit einer fadenscheinigen Argumentation innerhalb kürzester Zeit räumen 
ließ, war unverhältnismäßig und unnötig. Von den Aktivist*innen ging keine Gefahr aus, 
vielmehr sind ihre Beweggründe in Anbetracht der Klimakrise und der insbesondere für viele 
junge Menschen daraus folgenden existenziellen Ängste verständlich. Deshalb sind wir 
solidarisch mit der Besetzung in der Wuhlheide.

Während die Polizei die Wuhlheide räumte, verwehrte sie Sanitäter*innen den Zugang zu 
Aktivist*innen, auch die Weitergabe von Getränken und Lebensmitteln wurde untersagt. Zudem 
wurde einem Journalisten trotz Vorzeigen seines Presseausweises der Zugang verweigert. In 
ihrer Begründung für die Räumung unterstellte die Polizei den friedlichen Aktivist*innen 
zudem eine „martialische Aufmachung“ und eine „militante Wirkung“, was eindeutig und 
augenscheinlich nicht der Wahrheit entsprach. Dass bis September an besagtem Waldstück keine 
Ersatzversammlungen durchgeführt werden dürfen, halten wir für rechtswidrig und eine 
überzogene Einschränkung der grundrechtlich geschützten Versammlungsfreiheit. Das Berliner 
Versammlungsfreiheitsgesetz sieht darüber hinaus explizit Versammlungen auf öffentlich 
zugänglichen Flächen vor. Die Gefährdung der öffentlichen Sicherheit mit Gefahren für die 
Bäume und das Wasserschutzgebiet zu begründen, welche durch den Bau der TVO erheblich 
größere und irreparable Schäden zu befürchten haben, offenbart eine Scheinargumentation, die 
lediglich darauf abzielt, Protest von Klimaaktivist*innen zu kriminalisieren. Anstatt die 
berechtigten Mahnungen für mehr Klimaschutz ernst zu nehmen, eine friedliche Versammlung zu 
dulden und eine Evaluation des Vorhabens vorzunehmen, wird Aktivismus für Klimaschutz von 
Schwarz-Rot einmal mehr als extremistisch markiert. Das Vorgehen verurteilen wir und fordern 
eine Aufarbeitung. 
.
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Beschluss Kein Platz für rechtes Gedankengut in Sicherheitsbehörden – Solidarität mit Bahar
Aslan

Gremium: Landesdelegiertenkonferenz
Beschlussdatum: 03.06.2023
Tagesordnungspunkt: Dringlichkeitsanträge

Antragstext

Als Landesverband Berlin erklären wir uns uneingeschränkt solidarisch mit Bahar Aslan, 
stellvertretend für alle Menschen, die in unserer Gesellschaft gegen Rassismus und 
Rechtsextremismus kämpfen.

Der Einsatz gegen Rassismus und rechtes Gedankengut ist Teil unseres bündnisgrünen 
Selbstverständnisses und Wertefundaments. Gleichzeitig sind Rassismus und rechtsextreme 
Strukturen innerhalb von Sicherheitsbehörden ein bis heute ungelöstes Problem. Wir dürfen 
und werden auch zukünftig davor nicht die Augen verschließen, sonst riskieren wir den Bruch 
mit den Grundwerten unserer rechtsstaatlichen Demokratie. Wer Menschen wie Bahar Aslan 
angreift, die auf Missstände hinweisen, indem sie ihre Lebensrealität und die Lebensrealität 
nicht weiß gelesener Menschen für andere sichtbar machen, der wird selbst zum Teil des 
Problems.

Bahar Aslan, die sich nicht zuletzt durch ihre Arbeit als Dozentin für interkulturelle 
Kompetenz an der Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung (HSPV) NRW aktiv, mutig 
und fachlich gegen Rassismus und Menschenfeindlichkeit eingesetzt hat, erlebt gerade, wie 
folgenschwer dieser Einsatz sein kann.

Wegen eines persönlichen Tweets, der missverständlich formuliert aber im Inhalt klar gegen 
Rechtsextremismus in der Polizei gerichtet war, wurde Bahar Aslan innerhalb von 48 Stunden 
und ohne vorherige Anhörung der Lehrauftrag von der HSPV entzogen und der Bezirk Münster 
prüft dienstrechtliche Konsequenzen gegen sie als verbeamtete Lehrerin. In den Sozialen 
Medien überrollte sie eine Welle des Hasses, der Beleidigungen und Bedrohungen.

Berufliche Konsequenzen sind auf dieser Grundlage unangebracht. Die fehlende Solidarität von 
staatlicher Seite hingegen erschreckend. Niemand verdient es aufgrund der Schilderung 
negativer persönlicher Erfahrungen mit Hass überschüttet zu werden oder gar die berufliche 
Zukunft zu verlieren. Bahar Aslan hat sich von ihrer eigenen Wortwahl bereits distanziert 
und klargestellt, dass sie keine Pauschalverurteilung von Polizist*innen vornehmen wollte. 
Die Tatsache, dass sie als Dozentin an der HSPV lehrt und regelmäßig mit 
Polizeischüler*innen interagiert, zeigt, dass sie schon heute Teil der Lösung sein will.

Wir erwarten, dass auch die Verantwortlichen in Politik und Sicherheitsbehörden Teil der 
Lösung sein wollen. Seit Jahren lässt sich beobachten, wie Vorfall um Vorfall von 
Innenminister*innen zu „Einzelfällen“ erklärt werden. Netzwerke und Chat-Gruppen, in denen 
Hakenkreuze und Witze über Gaskammern geteilt werden, bleiben für die Beteiligten oft ohne 
Konsequenzen. Wir werden Zeug*innen, wie Menschen Opfer von Polizeigewalt werden und es noch 
immer keine unabhängigen Studien zu deren Ausmaß gibt. Auch gibt es noch immer keine 
polizeiunabhängige Stelle, die Anzeigen gegen Sicherheitskräfte wegen Gewaltanwendung 
untersuchen. Wer sich aus den Reihen der Beamt*innen traut auf Missstände aufmerksam zu 
machen, wird nicht selten Opfer von Anfeindungen und Mobbing.

Nicht die Hinweise darauf sind es, die dem Ansehen und dem Vertrauen in die Arbeit der 
Sicherheitsbehörden in unserem Land schaden, sondern dass diese Zustände seit Jahren bekannt 
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sind und viel zu wenig unternommen wird sie zu ändern. Damit schaden die Verantwortlichen 
vor allem der überwältigenden Mehrheit der Einsatzkräfte, die tagtäglich rechtmäßig, 
professionell und neutral ihren Dienst ausüben, sich den damit verbundenen Gefahren 
aussetzen, um das Grundgesetz, die Rechtsordnung und die Menschen in diesem Land zu 
beschützen. Sie schaden damit all jenen Beamt*innen, die rechtes Gedankengut genauso 
unvereinbar mit ihrer Aufgabe und Rolle empfinden, wie wir. Sie gefährden jene Beamt*innen, 
die selbst ins Fadenkreuz von Rechtsextremen und Reichsbürger*innen gelangen.

Die größte Gefahr für unsere Demokratie geht von rechts aus, daher ist es unsere 
gesamtstaatliche Pflicht, dem konsequent und überall entgegentreten. Wir setzen uns auch 
weiterhin dafür ein, internalisierten und strukturellen Rassismus zu erkennen, zu 
hinterfragen und aktiv zu bekämpfen. Die Hochschulen und Polizeischulen müssen Orte sein, an 
denen diskriminierungssensibles Handeln, Selbstreflexion und eine ernsthafte Fehlerkultur 
zum Alltag gehören. Bahar Aslan darf nicht in der geschehenen Form dafür bestraft werden, 
dass sie über ihre Ängste spricht. Diese Ängste werden von vielen nicht weiß gelesenen 
Menschen in diesem Land geteilt. Sie zu äußern und als Problem zu benennen ist zulässig und 
berechtigt, solange das Sicherheitsversprechen in diesem Land nicht für alle gleichermaßen 
gilt.
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Beschluss (vorläufig) Solidarität mit der queerfeministischen Besetzung in der Wuhlheide!

Antragsteller*innen:
Tagesordnungspunkt: Dringlichkeitsanträge

Antragstext

Die Wuhlheide ist einer der größten Wälder in Berlin und für Klimaschutz und Naherholung 
extrem wichtig. Noch in diesem Jahr soll das Planfeststellungsverfahren für die 
Tangentialverbindung Ost (TVO) – eine über 6 Kilometer lange vierspurige 
Hochleistungsstraße, die Treptow-Köpenick im Süden mit Marzahn-Hellersdorf an der B1/B5 
verbinden soll - starten. Sie soll eigentlich Bewohner*innen in Karlshorst, Biesdorf und 
Kaulsdorf vom Verkehrslärm entlasten. Doch klar ist auch: Mehr Autostraßen führen in der 
Regel zu mehr Autoverkehr - umso mehr, wenn gleichzeitig der ÖPNV-Ausbau gestrichen wird. 
Der aktuelle Plan sieht vor, dass für die bereits in der DDR geplante Straße knapp 15 Hektar 
Wald vernichtet werden. Ein Teil davon sind schützenswerte Eichenwälder südlich des S-
Bahnhofs Wuhlheide. Zudem würde die Straße durch ein Wasserschutzgebiet und den 
Biesenhorster Sand führen, ein Naturschutzgebiet in dem gefährdete und geschützte Tier- und 
Pflanzenarten leben.

Vom 13. bis 17. Mai 2023 besetzten Klimaaktivist*innen einen Teil des betreffenden 
Waldstücks in der Wuhlheide, um gegen die geplante Hochleistungsstraße und für eine sozial 
gerechte Mobilitätswende zu protestieren. Sie forderten beispielsweise einen gut 
ausgebauten, flächendeckenden öffentlichen Nahverkehr, mehr Rad- und Fußwege und einen 
sofortigen Bau- und Planungsstopp großer Straßenprojekte, wie der Verlängerung der A100. Wir 
Bündnisgrüne teilen die Auffassung der Aktivist*innen, dass die Mobilitätswende feministisch 
sein muss. Wir nehmen den Verzicht auf die NVT durch die neue Koalition zum Anlass, erneut 
und bis zur nächsten LDK die Debatte innerhalb unserer Partei und mit den Menschen vor Ort 
zu führen, um den Mobilitätsproblemen im Osten unserer Stadt wirklich wirksam zu begegnen 
und Klarheit für die Menschen vor Ort zu schaffen.

Wir sehen Handlungsbedarf zur Entlastung der Treskowallee, der Köpenicker Straße und der 
Chemnitzer Straße, um den Bedürfnissen der Anwohner*innen auf Verkehrsberuhigung und 
Reduzierung des Verkehrslärms gerecht zu werden. Wir werden uns weiter für diese 
verständlichen und berechtigten Anliegen der Anwohner*innen einsetzen. Ein Verkehrskonzept 
muss dabei auf der Stadt der kurzen Wege aufbauen und für alle erreichbare 
Versorgungsangebote und soziale Infrastruktur schaffen, damit Menschen ihr Auto stehen 
lassen und ihre Ziele zu Fuß, mit dem Rad oder den Nahverkehr erreichen können. Gleichzeitig 
teilen wir die Kritik, dass für Autostraßen in Zeiten der Klimakrise ein so massiver 
Waldverlust nicht vertretbar ist. In der letzten Legislaturperiode haben wir Bündnisgrüne 
daher für eine Nahverkehrstangente (Schienen-TVO) sowie einen Radschnellweg gekämpft und 
einen Rufbus im betroffenen Gebiet eingeführt, um klimafreundliche Mobilität attraktiver zu 
machen. Dies entspricht einer sozial gerechten, feministischen Mobilitätspolitik, die 
Verkehrsmittel im Umweltverbund stärkt und Mobilitätsbedürfnisse von Menschen mit 
Careverantwortung berücksichtigt. Dass die Rückschrittskoalition aus CDU und SPD lediglich 
eine Autostraße bauen will, zeigt erneut, dass sie großen Herausforderungen wie der 
Klimakrise weiterhin nicht gewachsen ist. Denn nicht eine Hochleistungsstraße für Autos darf 
im Mittelpunkt stehen, sondern die Schienenverbindung muss zentrales Element zukünftiger 
Verkehrsbaumaßnahmen sein. Wir sehen durch aktuelle Proteste sowie das immer stärkere 
Voranschreiten der Klimakrise den Anlass, erneut die Debatte über die beste Lösung für 
Mobilitätsprobleme im Berliner Osten zu führen. Auch angesichts der erwartbaren 
Kostensteigerungen auf über 500 Mio. Euro ist es nur verantwortlich zu prüfen, welche 
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Möglichkeiten es gibt, Mobilitätsziele effizienter zu erreichen und Wald zu erhalten. Zum 
Vergleich: Für die 6,4 Kilometer lange TVO wären das über 78 Millionen Euro pro Kilometer. 
Von diesem Geld könnten auch über 33 Kilometer Straßenbahn oder viele hunderte Kilometer 
sichere Geh- und Radwege gebaut werden.

Dass der Berliner Senat die Besetzung unter Innensenatorin Iris Spranger ohne 
Gesprächsangebot und mit einer fadenscheinigen Argumentation innerhalb kürzester Zeit räumen 
ließ, war unverhältnismäßig und unnötig. Von den Aktivist*innen ging keine Gefahr aus, 
vielmehr sind ihre Beweggründe in Anbetracht der Klimakrise und der insbesondere für viele 
junge Menschen daraus folgenden existenziellen Ängste verständlich. Deshalb sind wir 
solidarisch mit der Besetzung in der Wuhlheide.

Während die Polizei die Wuhlheide räumte, verwehrte sie Sanitäter*innen den Zugang zu 
Aktivist*innen, auch die Weitergabe von Getränken und Lebensmitteln wurde untersagt. Zudem 
wurde einem Journalisten trotz Vorzeigen seines Presseausweises der Zugang verweigert. In 
ihrer Begründung für die Räumung unterstellte die Polizei den friedlichen Aktivist*innen 
zudem eine „martialische Aufmachung“ und eine „militante Wirkung“, was eindeutig und 
augenscheinlich nicht der Wahrheit entsprach. Dass bis September an besagtem Waldstück keine 
Ersatzversammlungen durchgeführt werden dürfen, halten wir für rechtswidrig und eine 
überzogene Einschränkung der grundrechtlich geschützten Versammlungsfreiheit. Das Berliner 
Versammlungsfreiheitsgesetz sieht darüber hinaus explizit Versammlungen auf öffentlich 
zugänglichen Flächen vor. Die Gefährdung der öffentlichen Sicherheit mit Gefahren für die 
Bäume und das Wasserschutzgebiet zu begründen, welche durch den Bau der TVO erheblich 
größere und irreparable Schäden zu befürchten haben, offenbart eine Scheinargumentation, die 
lediglich darauf abzielt, Protest von Klimaaktivist*innen zu kriminalisieren. Anstatt die 
berechtigten Mahnungen für mehr Klimaschutz ernst zu nehmen, eine friedliche Versammlung zu 
dulden und eine Evaluation des Vorhabens vorzunehmen, wird Aktivismus für Klimaschutz von 
Schwarz-Rot einmal mehr als extremistisch markiert. Das Vorgehen verurteilen wir und fordern 
eine Aufarbeitung. 
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Beschluss (vorläufig) Kein Platz für rechtes Gedankengut in Sicherheitsbehörden –
Solidarität mit Bahar Aslan

Gremium: Landesdelegiertenkonferenz
Beschlussdatum: 03.06.2023
Tagesordnungspunkt: Dringlichkeitsanträge

Antragstext

Als Landesverband Berlin erklären wir uns uneingeschränkt solidarisch mit Bahar Aslan, 
stellvertretend für alle Menschen, die in unserer Gesellschaft gegen Rassismus und 
Rechtsextremismus kämpfen.

Der Einsatz gegen Rassismus und rechtes Gedankengut ist Teil unseres bündnisgrünen 
Selbstverständnisses und Wertefundaments. Gleichzeitig sind Rassismus und rechtsextreme 
Strukturen innerhalb von Sicherheitsbehörden ein bis heute ungelöstes Problem. Wir dürfen 
und werden auch zukünftig davor nicht die Augen verschließen, sonst riskieren wir den Bruch 
mit den Grundwerten unserer rechtsstaatlichen Demokratie. Wer Menschen wie Bahar Aslan 
angreift, die auf Missstände hinweisen, indem sie ihre Lebensrealität und die Lebensrealität 
nicht weiß gelesener Menschen für andere sichtbar machen, der wird selbst zum Teil des 
Problems.

Bahar Aslan, die sich nicht zuletzt durch ihre Arbeit als Dozentin für interkulturelle 
Kompetenz an der Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung (HSPV) NRW aktiv, mutig 
und fachlich gegen Rassismus und Menschenfeindlichkeit eingesetzt hat, erlebt gerade, wie 
folgenschwer dieser Einsatz sein kann.

Wegen eines persönlichen Tweets, der missverständlich formuliert aber im Inhalt klar gegen 
Rechtsextremismus in der Polizei gerichtet war, wurde Bahar Aslan innerhalb von 48 Stunden 
und ohne vorherige Anhörung der Lehrauftrag von der HSPV entzogen und der Bezirk Münster 
prüft dienstrechtliche Konsequenzen gegen sie als verbeamtete Lehrerin. In den Sozialen 
Medien überrollte sie eine Welle des Hasses, der Beleidigungen und Bedrohungen.

Berufliche Konsequenzen sind auf dieser Grundlage unangebracht. Die fehlende Solidarität von 
staatlicher Seite hingegen erschreckend. Niemand verdient es aufgrund der Schilderung 
negativer persönlicher Erfahrungen mit Hass überschüttet zu werden oder gar die berufliche 
Zukunft zu verlieren. Bahar Aslan hat sich von ihrer eigenen Wortwahl bereits distanziert 
und klargestellt, dass sie keine Pauschalverurteilung von Polizist*innen vornehmen wollte. 
Die Tatsache, dass sie als Dozentin an der HSPV lehrt und regelmäßig mit 
Polizeischüler*innen interagiert, zeigt, dass sie schon heute Teil der Lösung sein will.

Wir erwarten, dass auch die Verantwortlichen in Politik und Sicherheitsbehörden Teil der 
Lösung sein wollen. Seit Jahren lässt sich beobachten, wie Vorfall um Vorfall von 
Innenminister*innen zu „Einzelfällen“ erklärt werden. Netzwerke und Chat-Gruppen, in denen 
Hakenkreuze und Witze über Gaskammern geteilt werden, bleiben für die Beteiligten oft ohne 
Konsequenzen. Wir werden Zeug*innen, wie Menschen Opfer von Polizeigewalt werden und es noch 
immer keine unabhängigen Studien zu deren Ausmaß gibt. Auch gibt es noch immer keine 
polizeiunabhängige Stelle, die Anzeigen gegen Sicherheitskräfte wegen Gewaltanwendung 
untersuchen. Wer sich aus den Reihen der Beamt*innen traut auf Missstände aufmerksam zu 
machen, wird nicht selten Opfer von Anfeindungen und Mobbing.

Nicht die Hinweise darauf sind es, die dem Ansehen und dem Vertrauen in die Arbeit der 
Sicherheitsbehörden in unserem Land schaden, sondern dass diese Zustände seit Jahren bekannt 

Landesdelegiertenkonferenz von Bündnis 90/Die Grünen Berlin am Samstag, 2. April 2022

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15

16

17

18

19

20

21

22

23

24

25

26

27

28

29

30

31

32

33

34

35

36

37

38



Beschluss (vorläufig) Kein Platz für rechtes Gedankengut in Sicherheitsbehörden – Solidarität mit Bahar
Aslan

Seite 2

sind und viel zu wenig unternommen wird sie zu ändern. Damit schaden die Verantwortlichen 
vor allem der überwältigenden Mehrheit der Einsatzkräfte, die tagtäglich rechtmäßig, 
professionell und neutral ihren Dienst ausüben, sich den damit verbundenen Gefahren 
aussetzen, um das Grundgesetz, die Rechtsordnung und die Menschen in diesem Land zu 
beschützen. Sie schaden damit all jenen Beamt*innen, die rechtes Gedankengut genauso 
unvereinbar mit ihrer Aufgabe und Rolle empfinden, wie wir. Sie gefährden jene Beamt*innen, 
die selbst ins Fadenkreuz von Rechtsextremen und Reichsbürger*innen gelangen.

Die größte Gefahr für unsere Demokratie geht von rechts aus, daher ist es unsere 
gesamtstaatliche Pflicht, dem konsequent und überall entgegentreten. Wir setzen uns auch 
weiterhin dafür ein, internalisierten und strukturellen Rassismus zu erkennen, zu 
hinterfragen und aktiv zu bekämpfen. Die Hochschulen und Polizeischulen müssen Orte sein, an 
denen diskriminierungssensibles Handeln, Selbstreflexion und eine ernsthafte Fehlerkultur 
zum Alltag gehören. Bahar Aslan darf nicht in der geschehenen Form dafür bestraft werden, 
dass sie über ihre Ängste spricht. Diese Ängste werden von vielen nicht weiß gelesenen 
Menschen in diesem Land geteilt. Sie zu äußern und als Problem zu benennen ist zulässig und 
berechtigt, solange das Sicherheitsversprechen in diesem Land nicht für alle gleichermaßen 
gilt.
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